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Arbeitnehmerstatus, Entlohnung und 
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Menschen mit Behinderung 

in Werkstätten für Menschen mit 
Behinderung 

              Gemeinsame Informationen  

Von der 

Gemeinschaft uLPeDi 

uLPeDi ist eine Gemeinschaft, die sich 2015 zunächst aus nur zwei Menschen mit 
Behinderung (Petra Loose & Dirk Hähnel) gegründet hat. Und eine Gemeinschaft für 
Menschen mit und ohne Behinderung ist, die alles in Eigeninitiative macht!     

Homepage: www.ulpedi.de 
                
Facebook: https://www.facebook.com/profile.php?id=100064853884480 

und der 
 

Europäische Akademie Omnia Arcana 
e. V. (gegr. 1962 VR Müchen7658) 
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Folge 1 - Was kostet der Mindestlohn die Werkstätten 
eigentlich? Müssen die Werkstätten Insolvenz 
beantragen?  

Wer soll das alles zahlen? 
 
Alle diese Fragen wurden bereits durchgerechnet und im Forschungsbericht des 
Bundesarbeitsministeriums 2023 vom September 2023 schon veröffentlicht.  
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Wenn 60 % der in den Werkstätten arbeitenden behinderten Menschen im Durchschnitt 
29,2 Stunden in der Woche arbeiten würden (das ist auch jetzt schon so) und 
Mindestlohn beziehen würden, dann würde bei den meisten Grundsicherung, Wohngeld 
und einige andere Leistungen, beispielsweise der Rentenzuschuss entfallen, weil die 
behinderten Menschen dann ja die Kosten für Miete und Haushalt selbst bezahlen 
könnten. Besondere Leistungen aufgrund der Behinderung, die "normale" Arbeitnehmer 
nicht benötigen, zum Beispiel Fahrkosten, Behandlungskosten, Therapiekosten, würden 
aber weiterhin vom Staat bezahlt werden. 
 
Wen man also Mindestlohn zahlt und die wegfallenden Sozialleistungen dagegen rechnet, 
dann würde das Ganze, bezogen auf 2023 etwa 756 Millionen EUR kosten. Diese 
Größenordnung bringt in etwa die derzeitige Schwerbehindertenabgabe ein.  Wenn der 
Mehraufwand ausschließlich über eine Erhöhung der Schwerbehindertenabgabe finanziert 
werden müsste, dann müsste beispielsweise ein Betrieb mit 60 Vollzeitkräften etwa 
doppelt so viel wie bisher an Abgaben zahlen, statt 500 EUR dann 1000 EUR im Monat. 
So ein Betrieb hat Personalkosten von etwa 250.000,00 EUR im Monat, da käme es auf 
500 EUR mehr auch nicht an.  
 
Sehen wir uns die Tabelle Nr. 68 auf Seite 263 des Forschungsberichts 626-mal an. 
Nehmen wir die mittlere Spalte, die durchschnittliche Arbeitszeit von 29,2 Stunden in der 
Woche, dann käme es durch die Einführung des Mindestlohns (Stand 2023) zu 
Mehrkosten in ganz Deutschland von 756 Millionen EUR. 
 
Diese Mehrkosten sollen den Werkstätten vom Staat ersetzt werden, 
indem dieser die Schwerbehindertenausgleichsabgaben (typisch deutsches 
Wortungetüm) anhebt. 
 
Die Werkstätten hätten also keine Mehrkosten zu tragen, es käme nicht zu 
Insolvenzen und nicht zu Schließungen und von den Arbeitern müsste 
nicht mehr Leistung verlangt werden als bisher. 
 
Dafür aber bekommen die Arbeitenden eigenen Lohn, wären keine 
sozialbedürftigen Bittsteller und wären keine "arbeitnehmerähnlichen" 
(welch grausamer Begriff) mehr, sondern "richtige" Arbeitnehmer.  
 
Kein Mensch versteht, weshalb allein Deutschland sich seit Jahrzehnten 
gegen EU-Regelungen wehrt, gegen die Vorgaben der UN-BRK und gegen 
die eigene Verfassung (so der Forschungsbericht).  
 
Und kein Mensch versteht, weshalb die beabsichtigte Neuregelung im 
Behindertengleichstellungsgesetz dazu nichts, einfach gar nichts, sagt. 
 
 

 



4 
 

 

Mindestlohn in Werkstätten - um was geht es. 
 
Ein Überblick zu unserer Folge,   
 
Auszugsweise übernommen aus der Übersetzung in leichte Sprache von: Isabella von 
Luxburg 
 
Mitglied im Netzwerk Leichte Sprache e.V. 
 
In Deutschland gibt es mehr als 700 Werkstätten für behinderte Menschen. 
 
In den Werkstätten arbeiten mehr als 320 Tausend Menschen mit Behinderungen. Die 
meisten Beschäftigten verdienen in den Werkstätten 226 Euro im Monat. Manche 
verdienen etwas mehr, manche verdienen etwas weniger. Das ist viel weniger als der 
Mindest-Lohn. 
 
Der Mindest-Lohn ist ein Geld-Betrag. 
 
Arbeit-Nehmer müssen einen bestimmten Geld-Betrag für 1 Stunde Arbeit bekommen. 
Das steht im Gesetz. im Juni 2024 war der Mindest-Lohn für 1 Stunde Arbeit: 12,41 
Euro. Bis jetzt gilt der Mindest-Lohn nicht für Beschäftigte in Werkstätten. Aber viele 
Leute sagen, dass das ungerecht ist. Viele Leute wollen, dass der Mindest-Lohn auch für 
Werkstätten gilt. Auch die Politik will etwas ändern. 
 
Das Mindest-Lohn-GesetzSeit dem 1. Januar 2015 gibt es das Mindest-Lohn-Gesetz in 
Deutschland. In diesem Gesetz steht: Arbeit-Geber müssen ihren Arbeit-Nehmern den 
Mindest-Lohn bezahlen. Davon muss man aber noch Steuern zahlen. Im Mindest-Lohn-
Gesetz steht nicht, dass Beschäftigte in Werkstätten keinen Anspruch auf den Mindest-
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Lohn haben. Im Mindest-Lohn-Gesetz steht nichts über Beschäftigte in Werkstätten. 
Deshalb könnten auch Beschäftigte in Werkstätten ein Recht auf den Mindest-Lohn 
haben.   
 
Haben Beschäftigte in Werkstätten ein Recht auf den Mindest-Lohn?Das ist nicht so leicht 
zu beantworten. Die Universität Kassel hat eine Untersuchung dazu gemacht. Die 
Forscher haben festgestellt: Man muss schauen, welche Rechte Beschäftigte in 
Werkstätten haben. Die Rechte hängen davon ab,in welchem Beschäftigungs-Verhältnis 
sie sind. 
 
Sind Beschäftigte in Werkstätten Arbeit-Nehmer? 
 
Es gibt 2 Beschäftigungs-Verhältnisse: 
 
• Arbeit-Nehmer-Verhältnisse 
 
• arbeitnehmer-ähnliche Verhältnisse 
 
Für Arbeit-Nehmer gelten bestimmte Schutz-Gesetze. 
 
Dazu gehört auch das Mindest-Lohn-Gesetz. 
 
Ist ein Beschäftigter in der Werkstatt Arbeit-Nehmer, dann hat er einen Anspruch auf den 
Mindest-Lohn. Ist ein Beschäftigter in der Werkstatt in einem arbeitnehmer-ähnlichen 
Verhältnis, dann bekommt er keinen Mindest-Lohn. Man muss also schauen, ob jemand 
Arbeit-Nehmer ist. Informationen dazu stehen im Bürgerlichen Gesetz-Buch. Genau hier: 
 
Paragraf 611a Bürgerliches Gesetz-Buch 
 
Das sind die Merkmale von einem Arbeit-Nehmer-Verhältnis: 
 
• Die beschäftigte Person muss tun, was jemand anderes sagt. 
 
• Die beschäftigte Person ist Teil der Arbeits-Organisation von dem Arbeits-Geber. 
 
Es ist nicht wichtig, ob die beschäftigte Person viel schafft. Oder ob die Arbeit ein Teil von 
ihrer Rehabilitation ist. Rehabilitation heißt: Alle Menschen mit Behinderungen sollen die 
Hilfe bekommen, die sie brauchen. Zum Beispiel bei der Arbeit.   
 
Sind alle Beschäftigten in Werkstätten Arbeit-Nehmer? 
 
Folgendes spricht dafür: 
 
• die Behinderten-Rechts-Konvention  
 
• eine Entscheidung vom Europäischen Gerichtshof 
 
Das bedeutet, dass Beschäftigte in Werkstätten einen Anspruch auf Mindest-Lohn haben, 
wenn sie Arbeit-Nehmer sind.   
 
Was bedeutet arbeitnehmer-ähnliches Beschäftigungs-Verhältnis? 
 
Arbeitnehmer-ähnliches Beschäftigungs-Verhältnis bedeutet: Beschäftigte in Werkstätten 
sollen so ähnlich wie andere Arbeit-Nehmer behandelt werden. Das bedeutet: Sie sollen 
grundsätzlich den gleichen Schutz durch Arbeits-Gesetze bekommen. Nur in besonderen 
Fällen gibt es Ausnahmen. Und zwar in Fällen, die mit den Zielen und Gesetzen von 
Werkstätten zu tun haben.   
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Es muss begründet werden: Warum ist das Mindest-Lohn-Gesetz eine Ausnahme? Warum 
gilt das Mindest-Lohn-Gesetz nicht für Beschäftigte in arbeitnehmer-ähnlichen 
Verhältnissen? 
 
Gibt es einen Ausschluss vom Mindest-Lohn? 
 
Das Mindest-Lohn-Gesetz schließt Beschäftigte in arbeitnehmer-ähnlichen Verhältnissen 
nicht aus. 
 
Das spricht dafür, dass Beschäftigte in arbeitnehmer-ähnlichen Verhältnissen eigentlich 
einen Anspruch auf den Mindest-Lohn haben.   
 
Arbeits-Leistung und Rehabilitation 
 
In arbeitnehmer-ähnlichen Verhältnissen zählen: 
 
• die Arbeit, die jemand macht 
 
• der Rehabilitations-Zweck der Arbeit 
 
Beides ist wichtig. 
 
Das bedeutet: Die Arbeit zählt in jedem Fall. Und der Anspruch auf Mindest-Lohn gilt. 
 
Auch wenn die Arbeit Teil der Rehabilitation ist. Der Anspruch auf Mindest-Lohn stört 
auch nicht den Rehabilitations-Zweck. 
 
Der Mindest-Lohn wird pro Arbeits-Stunde bezahlt. Und nicht für eine Leistung.  
 
Der Lohn hängt nicht davon ab: 
 
• wie viel jemand schafft 
 
• wie gut jemand arbeitet 
 
Vielleicht kann ein Beschäftigter nicht so gut arbeiten. Oder er macht Fehler. Dann darf 
ihm aber nicht gekündigt werden. Es gibt allgemeine Regeln zum Kündigungs-Schutz. Die 
allgemeinen Regeln gelten für alle Beschäftigten. Und es gibt besondere Regeln zum 
Kündigungs-Schutz für Beschäftigte in Werkstätten. 
 
Die allgemeinen und besonderen Regeln zum Kündigungs-Schutz 
stehen im Sozial-Gesetz-Buch 9. 
 
Genau hier: 
 
• Paragraf 220 Absatz 1 und 2 Sozial-Gesetz-Buch 9 
 
• Paragraf 219 Absatz 2 Sozial-Gesetz-Buch 9 
 
• Paragrafen 168 und folgende Sozial-Gesetz-Buch 9 
 
Das Mindest-Lohn-Gesetz soll Arbeit-Nehmer schützen. Menschen mit Behinderungen 
sind genauso schutzbedürftig wie andere Beschäftigte. 
 
Warum findet das Mindest-Lohn-Gesetz keine Anwendung auf Beschäftigte in 
Werkstätten? 
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Im Mindest-Lohn-Gesetz stehen allgemeine Regeln zum Lohn. Im Sozial-Gesetz-Buch 
stehen besondere Regeln für die Bezahlung in Werkstätten. 
 
Genau hier: Paragraf 221 Abs. 2 Sozial-Gesetz-Buch Nummer 9 
 
Die Bezahlung in Werkstätten wurde eingeführt, als es das Mindest-Lohn-Gesetz noch 
nicht gab. Wichtig ist die Frage: Welches Gesetz entscheidet? Das Sozial-Gesetz-Buch 9 
kann entscheidender sein als das Mindest-Lohn-Gesetz, 
weil es besondere Regeln für Werkstätten hat. Und weil es jünger ist.  
 
Rechts-Schutz 
 
Beschäftigte in Werkstätten können vor dem Arbeits-Gericht klären, ob sie Arbeit-
Nehmer sind. Als Arbeit-Nehmer haben Sie Anspruch auf den Mindest-Lohn. Den 
Mindest-Lohn können sie dann vor dem Gericht einklagen. Leider nutzen nur wenige 
Beschäftigte in Werkstätten diese Möglichkeit. 
 
Werkstatt-Lohn in der Zukunft 
 
Der Deutsche Bundestag will ein neues Gesetz zum Werkstatt-Lohn machen. 
 
Dazu müssen verschiedene andere Gesetze berücksichtigt werden. 
 
Die Behinderten-Rechts-Konvention 
 
Eine wichtige Regel ist Artikel 27 der Behinderten-Rechts-Konvention. Dieser Artikel sagt, 
dass jeder das gleiche Recht auf Arbeit hat. Das heißt: Jeder hat das Recht, durch Arbeit 
genug Geld zum Leben zu verdienen. Tatsächlich ist es so: Viele Beschäftigte in 
Werkstätten verdienen nur 226 Euro pro Monat. Das ist nicht genug Geld zum Leben. 
 
Im Artikel 27 der Behinderten-Rechts-Konvention steht auch ein Benachteiligungs-
Verbot. 
 
Das heißt: Beschäftigte haben ein Recht auf Arbeits-Lohn, ohne benachteiligt zu werden. 
Es gilt: Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit. 
 
Tatsächlich ist es so: 
 
Menschen mit Behinderungen werden benachteiligt. 
 
Denn Beschäftigte mit arbeitnehmer-ähnlichen Verhältnissen 
werden vom Mindest-Lohn-Gesetz ausgeschlossen. 
 
Was die Europäische Union über den Mindest-Lohn sagt 
 
Die Europäische Union hat Regeln zum Mindest-Lohn gemacht. Diese Regeln gelten 
wahrscheinlich auch für Beschäftigte in Werkstätten. 
 
Deutschland hatte bis zum 15. November 2024 Zeit. Bis dahin hätte Deutschland 
sicherstellen müssen, dass Beschäftigte einen Anspruch auf Mindest-Lohn haben. 
Ansonsten könnten Beschäftigte in Werkstätten Deutschland anklagen. Das ist aber nicht 
einfach. 
 
Die Rechtswissenschaftler von der Universität Kassel sind der Meinung: Es muss andere 
Lösungen geben. Sie haben in ihrer Untersuchung Vorschläge gemacht. 
 
Was jetzt getan werden muss: 
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Deutschland hat versprochen, die Gesetze zu ändern. So dass sie mit der Behinderten-
Rechts-Konvention übereinstimmen. Das bedeutet: 
 
Die bisherigen Gesetze zum Arbeits-Lohn für Beschäftigte in Werkstätten müssen 
wegfallen. Denn durch diese Gesetze werden Beschäftigte in Werkstätten benachteiligt. 
Alle Beschäftigten in Werkstätten sollen Mindest-Lohn bekommen. 
 
Ergebnis 
 
In den Werkstätten müssen die Beschäftigungs-Verhältnisse verändert werden. 
 
Das ist eine große Herausforderung. 
 
Aber es ist wichtig, dass die Verhältnisse schnell und nachhaltig verbessert werden. 
 
Die Bundes-Regierung hat versprochen, 
dass sie die Verhältnisse bis zum Jahr 2025 verbessern wird. 
 
Das Ziel ist: 
 
Beschäftigte in Werkstätten sollen die gleichen Bedingungen bekommen wie andere 
Beschäftigte. 
 
Folge 2 - Was verstehen die Vereinten Nationen (UNO) 
unter 
Inklusiver Arbeitswelt 
 
Die Werkstatt-Strukturen bieten ein stark ausgebautes, aber auch ausgrenzendes 
Sondersystem. Der UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
hat dieses konventionswidrige   WfbM-System in Deutschland schon in seinen 
Abschließenden Bemerkungen aus den Jahren 2015 und 2023 kritisiert. Er hat die 
schrittweise Abschaffung der WfbM sowie die Förderung des Übergangs der Werkstatt-
Beschäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt empfohlen. 
 
Eine Reform der WfbM bedeutet nicht, dass es von heute auf morgen keine Werkstätten 
mehr gäbe. Steuerfinanzierte Mindestlohnmodelle würden ihren Erhalt sichern.  
 
Der Übergang von WfbM in den allgemeinen Arbeitsmarkt muss aber durchlässiger 
werden. 
 
Menschen mit Behinderungen sind Teil unserer Gesellschaft und sollten nicht 
systematisch in Sonderstrukturen wie Förderschulen lernen und in WfbM arbeiten 
müssen.  
 
Um Anreize für inklusive Arbeitsplätze zu schaffen, müssen die Hemmnisse abgebaut und 
die Unterstützung für Menschen mit Behinderungen, WfbM und Betriebe ausgebaut 
werden. Werkstatt-Beschäftigte sollten die notwendige Unterstützung erhalten, um sich 
beruflich weiterzuentwickeln und um auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu wechseln. 
 
Nur so können Menschen mit Behinderungen tatsächlich wählen, wo sie lernen und 
arbeiten möchten. 
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Folge 3 - Welche Alternativen zum hergebrachten Entgelt 
kann es geben? 
 
Es gibt einige Vorschläge für alternative Entgeltsysteme. 
 
Die Entgeltstudie im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales kommt zum 
Ergebnis, dass ein steuersubventioniertes Mindestlohnmodell vorzugswürdig sei. 
 
Auch die Werkstatträte Deutschland, eine Art Betriebsrat in den Werkstätten, 
die Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen (BAG WfbM) und 
die Diakonie sprechen sich für eine Reform des WfbM-Systems aus. 
 
Die Werkstatträte fordern ein einfaches, existenzsicherndes Entgeltmodell, das sich aus 
einem Basisgeld mit einer leistungsabhängigen Erhöhung zusammensetzt. 
 
Folge 4 - Eine Werkstatt für behinderte Menschen 
(WfbM)? Was ist das eigentlich? 
 
Die Werkstatt für behinderte Menschen (kurz: WfbM) ist eine Einrichtung nach dem 
Sozialgesetzbuch IX (SGB IX). Werkstätten haben einen gesetzlichen Auftrag. So steht es 
im 9. Buch des Sozialgesetzbuches. Und deshalb werden sie auch überwiegend vom 
Staat finanziert. Sie sollen: 
 
• Menschen mit Behinderungen die Teilhabe am Arbeitsleben zu ermöglichen und 
 
• sie bei der Eingliederung in das Arbeitsleben zu fördern. 
 
Werkstattbeschäftigte sollen dabei unterstützt werden, (wieder) auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu arbeiten. Für diesen Zweck gibt es auch sogenannte ausgelagerte 
Arbeitsplätze in Unternehmen des allgemeinen. 
 
Zugleich muss die WfbM wirtschaftlich tätig sein, um ihren Beschäftigten ein 
Arbeitsentgelt zu zahlen. Dementsprechend ist die WfbM nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen organisiert und ist zum Beispiel zur Buchführung und zur 
Betriebsabrechnung). Im Arbeitsbereich einer WfbM arbeiten nur solche Menschen mit 
Behinderungen, die ein „Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung“ 
erbringen können). 
 
In Deutschland sind über 300.000 Menschen mit Behinderungen an bundesweit mehr als 
3.000 Standorten von etwa 700 Hauptwerkstätten beschäftigt. 
 
Die Arbeitsbereiche der Werkstätten sind vielfältig, beispielweise in der Wäscherei, im 
Garten- und Landschaftsbau, in der Montage und Verpackung oder im Webdesign. Zum 
Großteil bekommen die Werkstätten Aufträge von Unternehmen – zum Beispiel im 
Logistikbereich für den Warenversand – und müssen diese Aufträge entsprechend 
erfüllen. Die Werkstätten sind also Dienstleister*innen, auf die viele Unternehmen 
angewiesen sind. 
 
Werkstätten sind oft auch Kombinationsbetriebe. Sie vereinen sowohl „Werkstätten für 
behinderte Menschen“, als auch „Förderstätten für behinderte Menschen“ und auch 
„Integrationseinrichtungen“ für behinderte Menschen. Diese Teile sind nicht immer 
organisatorisch getrennt, sondern die Plätze der unterschiedlichen Einrichtungen sind 
gegenseitig „eingestreut“. Dies macht es in der Diskussion auch schwierig, denn vom 
Mindestlohn können nur diejenigen erfasst werden, welche in irgendeiner Form, und sei 
es auch noch so gering, eine „wirtschaftlich verwertbare Leistung“ erbringen. Das sind 
nach Erhebungen geschätzt etwa 60 % der gesamten Werkstattmitarbeiter. 
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Das Angebot von Rehabilitationsmaßnahmen ist in den Werkstätten sehr unterschiedlich. 
Dazu gehören unter anderem Bildungs- und Sportangebote sowie psychosoziale 
Betreuung. Der Umfang von Rehabilitationsmaßnahmen variiert von Werkstatt zu 
Werkstatt sowie unter den Beschäftigten. 
 
Folge 5 - Wer arbeitet in den Werkstätten für behinderte 
Menschen? 
 
In den Werkstätten sind Menschen mit verschiedenen Behinderungen beschäftigt, die 
aufgrund der Art und Schwere ihrer Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten können. Zwei Drittel der Beschäftigten in 
Werkstätten haben eine abgeschlossene Berufsausbildung und sind Fachpraktiker*innen. 
Viele haben bereits auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gearbeitet und wollen es mit 
passender Unterstützung auch gerne (wieder) tun. 
 
74,8 Prozent der Werkstattbeschäftigten haben Lernschwierigkeiten, eine sogenannte 
kognitive Behinderung. Die Menschen müssen ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer 
Arbeitsleistung erbringen können, um in einer WfbM arbeiten zu. Menschen mit 
Behinderungen, die diese gesetzliche Mindestvoraussetzung nicht erfüllen, besuchen 
Tagesförderstätten, die an eine WfbM angegliedert sein können. 
 
Folge 6 - Wer finanziert Werkstätten für behinderte 
Menschen? 
 
Die Finanzierung von WfbM erfolgt im Wesentlichen aus zwei Töpfen: 
 
1. Die WfbM erhält von Rehabilitationsträger*innen (wie Deutsche Rentenversicherung 
Bund) oder dem Träger der Eingliederungshilfe (Sozialamt) eine angemessene Vergütung 
für jeden Menschen mit Behinderungen, der in der WfbM beschäftigt wird. Diese 
Vergütung deckt in der Regel 80 % der Gesamtkosten. Die Refinanzierung erfolgt aus 
Steuermitteln. (Anmerkung: Wenn sich die Kosten der Werkstätten wegen Einführung 
des Mindestlohns erhöhen würden, würde die Vergütung durch Rentenversicherung bzw. 
Eingliederungshilfe (Sozialamt) übernommen werden. Ergänzend sollten Mittel aus der 
Schwerbehindertenabgabe dienen). 
 
2. Hinzu kommen die Einnahmen aus den Aufträgen und Dienstleistungen, die die 
Beschäftigten beispielsweise für große Wirtschaftsunternehmen erbringen. Diese 
Einnahmen sollen etwa 20 % der Kosten decken. Aus diesen Einnahmen finanziert sich 
derzeit die Entlohnung der Beschäftigten. 
 
Folge 7 - Wie werden Beschäftigte in Werkstätten für 
behinderte Menschen bezahlt? 
 
Die WfbM sind Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation und gleichzeitig 
wirtschaftliches Unternehmen. Die Bezahlung der Werkstattmitarbeiter, ob sie künftig 
Mindestlohn oder Werkstattlohn bekommen, hängt davon ab, ob sie „Arbeitnehmer“ sind 
oder „Werkstätten beschäftigte sind. Wenn sie nicht „Arbeitnehmer“ sind, dann stehen 
sie in einem sogenannten arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis. Nur Arbeitnehmer 
stehen durch Gesetz unter dem Schutz deutscher Arbeitsgesetze. Dazu gehört die 
Mitbestimmung über wichtige Ereignisse im Betrieb, dazu zählen auch der 
Kündigungsschutz durch das Kündigungsschutzgesetz, das Recht auf Arbeitsverträge und 
eben auch das Recht auf Mindestlohn. Werkstattmitarbeiter, die nicht als Arbeitnehmer 
arbeiten, sondern “nur“ so ähnlich, haben KEINEN arbeitsrechtlichen Schutz und erhalten 
nur Werkstattlohn.   
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Die Werkstätten sagen, dass alle Mitarbeiter nur so ähnlich arbeiten wie ein „richtiger“ 
Arbeitnehmer. Dementsprechend erhalten alle nur ein Werkstattentgelt und bekommen 
keinen Mindestlohn. Aber das Mindestlohngesetz gilt für alle Arbeitnehmer. Für 
arbeitnehmerähnliche Beschäftigte wird das Gesetz bisher nicht angewendet, obwohl die 
Vereinten Nationen und die Europäische Union dies vorschreiben. Deutschland hält sich 
nicht an diese Vorschriften. Kollege Lindemann hat deshalb seine Werkstatt verklagt. 
(Zur Höhe und zur Zusammensetzung des Werkstattlohnes im nächsten Beitrag). 
 
Folge 8 - Wie hoch ist die Bezahlung von Beschäftigten in 
Werkstätten für behinderte Menschen? 
 
Die Höhe des Werkstattentgelts für Werkstattbeschäftigte ist gesetzlich nicht geregelt 
und variiert stark von Werkstatt zu Werkstatt sowie zwischen den Beschäftigten. 
 
233 Euro pro Monat haben Werkstattbeschäftigte im Jahr 2024 im Durchschnitt für ihre 
Arbeit in der WfbM als Entgelt erhalten). Bei einer durchschnittlichen Arbeitswoche von 
37 Stunden (abzüglich der Pausen 29 Stunden) ist das ein Stundenlohn von unter zwei 
Euro. Zum Vergleich: Der aktuell gesetzliche Mindestlohn liegt bei 13,90 Euro brutto pro 
Stunde und damit bei 29 Wochenstunden bei einem Monatsgehalt von etwa 1.740 Euro 
brutto. 
 
Das Entgelt für Werkstattbeschäftigte setzt sich aus drei Bestandteilen zusammen: 
 
• einem Grundbetrag, 
 
• einem Steigerungsbetrag und 
 
• einem Arbeitsförderungsgeld. 
 
Die WfbM zahlt an die Werkstattbeschäftigten aus ihrem Arbeitsergebnis ein sogenanntes 
Arbeitsentgelt. Das Arbeitsergebnis ist, auf deutsch gesagt, der Gewinn, bevor die 
Lohnkosten abgezogen werden. Je besser der Gewinn, desto mehr kann an die 
Werkstattmitarbeiter ausgezahlt werden. Das Arbeitsentgelt ist also so eine Art 
Gewinnbeteiligung. Jeder andere Arbeitnehmer bekommt sein Geld, egal, ob die Firma 
hohe oder geringe Gewinne macht, nur bei den Werkstätten wird schlechtes wirtschaften 
auf dem Rücken der Mitarbeiter ausgetragen. 
Das Arbeitsentgelt setzt sich aus einem Grundbetrag und einem Steigerungsbetrag 
zusammen. Hinzu kommt meist, aber nicht immer, ein Arbeitsförderungsgeld. 
 
Die Höhe des Grundbetrags ist gesetzlich festgeschrieben und liegt derzeit bei 
mindestens 133 Euro im Monat. Die WfbM kann einen höheren Grundbetrag an die 
Beschäftigten auszahlen, wenn es das Arbeitsergebnis der Werkstatt zulässt. Alle 
Beschäftigten müssen einen einheitlichen Grundbetrag bekommen. 
 
Der Steigerungsbetrag ist abhängig von der wirtschaftlichen Situation der WfbM und von 
der individuellen Arbeitsleistung des*der Werkstattbeschäftigten. Im normalen 
Arbeitsleben bekommt je Stunde einen Lohn, ganz egal, wie gut oder wie schnell man 
arbeitet. Auch die fest angestellten Arbeitnehmer der Werkstätten werden nach der 
Stundenzahl entlohnt, welche sie Dienst leisten. Bei diesen kommt es nicht darauf an, ob 
diese Gruppenleiter, Arbeitsanleiter, Projektmanager gute oder schlechte Arbeit leisten 
oder ob sie überhaupt irgendetwas leisten. Die Werkstatt bestimmt selbst wie und 
wonach sich die Leistungsfähigkeit der Werkstattbeschäftigten bemisst und nach welchen 
Maßstäben einzelnen Beschäftigten mehr ausgezahlt wird. Dies ist ein Vorgehen, welches 
gegen alle Grundsätze des normalen Arbeitsrechts verstößt. Das wäre ja so, als wenn ein 
Polizist oder ein Lehrer danach bezahlt wird, wie wirtschaftlich seine Leistung ist. Ein 
Polizist wird nicht danach bezahlt, wie viele Strafzettel er verteilt und ein Lehrer nicht 
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danach, wieviele Einsen seine Schüler haben. Nur bei den Werkstattmitarbeitern wird auf 
deren wirtschaftliche Leistung abgestellt. 
 
Zu diesem Arbeitsentgelt kommt häufig ein Arbeitsförderungsgeld. Die zuständigen 
Rehabilitationsträger finanzieren es in gesetzlich festgeschriebener Höhe von monatlich 
52 Euro. Das Geld wird von der WfbM an die Werkstattbeschäftigten ausgezahlt. 
 
Das Arbeitsentgelt sollte zusammen mit dem Arbeitsförderungsgeld 351 Euro nicht 
übersteigen. Übersteigt das Entgelt diesen Betrag, wird das Arbeitsförderungsgeld 
reduziert und kann auch ganz entfallen. 
 
Ein Beispiel: Liegt das monatliche Arbeitsentgelt bei 310 Euro, wird das 
Arbeitsförderungsgeld angepasst auf 41 Euro. Je mehr also ein Werkstattmitarbeiter 
leistet, desto weniger bekommt er. 
 
Dieses Entgeltsystem der Werkstätten ist total absurd und widersinnig. Es verstößt gegen 
alle Vorschriften im Arbeitsrecht für "normale" Arbeitnehmer. 
 
Folge 9 - Bekommen Werkstattbeschäftigte 
Sozialleistungen und wie funktioniert die Rente? 
 
Etwa die Hälfte der Werkstattbeschäftigten ist wegen des geringen Werkstattentgelts auf 
existenzsichernde Leistungen angewiesen und erhält Grundsicherung bei 
Erwerbsminderung Viele beziehen ergänzend zum Entgelt eine Erwerbsminderungsrente. 
 
Voll erwerbsgemindert sind grundsätzlich Menschen, wenn sie auf absehbare Zeit nicht 
mindestens drei Stunden am Tag auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten können. Bei 
Werkstattbeschäftigten wird das nicht geprüft, sondern sie gelten ab dem Tag des Einritts 
in eine Werkstatt für die Rentenversicherung als voll erwerbsgemindert. Das ist eine 
Fiktion, denn in Wahrheit sind viele schon ab Geburt erwerbsgemindert. Aber man fand 
keinen besseren Weg als diese fiktive Annahme, den “Versicherungsfall“ also den Beginn 
der Erwerbsminderung irgendwie zu bestimmen. 
 
Mit Grundsicherung verfügen Werkstattbeschäftigte im Durchschnitt über ein monatliches 
Einkommen von knapp über 1000 Euro netto. 
 
Werkstattbeschäftigte sind gesetzlich kranken-, pflege- und rentenversichert sowie 
unfallversichert. Zugang zur gesetzlichen Arbeitslosenversicherung haben 
Werkstattbeschäftigte nicht, weil sie gesetzlich als voll erwerbsgemindert gelten. Sie 
„stehen dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung“, so heißt dies. 
 
Die Sozialversicherungsbeträge zahlen in der Regel nicht die Werkstattbeschäftigten, 
sondern die WfbM. Die Beiträge werden dann wiederum durch Leistungsträger*innen (die 
Sozialhilfeämter) erstattet. 
 
Rentenrechtlich gilt für Werkstattbeschäftigte eine Sonderregelung. Da sie ein sehr 
geringes Entgelt erhalten, werden ihre Rentenbeiträge nicht auf Grundlage ihres 
tatsächlichen Entgelts berechnet. Die Berechnung der Beiträge erfolgt unter 
Zugrundelegung von 80 Prozent des durchschnittlichen Einkommens aller gesetzlich 
rentenversicherten Personen. Der Rentenpunktwert beträgt somit 0,8. WfbM-Mitarbeiter 
erhalten also eine Rente, die nicht ihrem tatsächlichen Einkommen entspricht, sondern 
eine deutlich höhere. Die nicht durch Beiträge gedeckten Kosten trägt der Staat aus 
Steuermitteln. Ein voller Rentenpunkt 2026 ist eine Rente von 42,52 EUR wert. 
Behinderte Menschen bekommen davon 80 %, also 34,02 EUR je Jahr, bei 20 Jahren 
kommt eine Rente in Höhe von 680,32 EUR heraus. Dazu kommt in einigen Fällen noch 
ein Zuschuss zur Grundrente, dieser kann 200 bis 400 EUR betragen, so daß sich nach 20 
Jahren Werkstattarbeit eine Rente von bis zu 800 bis 1000 EUR errechnet. Dazu kommt 
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noch Wohngeld, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind. Bei Mindestlohn über 20 Jahre 
wäre die Rente geringer, weil bei Mindestlohn der Punktwert eher bei 0,6 bis 0,7 läge. 
Dieses Problem muß mitgedacht werden, weil sich sonst bei Mindestlohn die spätere 
Rente sogar verschlechtern würde. Hier müssen wie sehr aufpassen. Andererseits gibt es 
im  Allgemeinen Rentenrecht die sogenannte Zurechnungszeit, das heißt, jeder, der 
vorzeitig erwerbsgemindert wird, wird so gestellt also, ob er etwas länger als bis zum 66. 
Lebensjahr gearbeitet hätte. Würde das normale Rentenrecht gelten, so würde der 
Werkstattmitarbeiter schon nach 5 Jahren in Rente gehen können und würde so gestellt 
werden, also ob er bis zum 66. Lebensjahr (und 3 Monate, um genau zu sein) gearbeitet 
hätte. Es kämen also dann mehr als 40 Rentenpunkte zusammen, wovon aber jeder 
Rentenpunkt nur 25,51 EUR wert sein wäre. Da käme dann eine Rente von 1020,48 EUR 
heraus. Das Problem ist, die 60 Monate müssten dann vor der Erwerbsminderung 
eingetreten sein, also vor dem Eintritt in die Werkstatt, weil bei Werkstattmitarbeitern 
fiktiv angenommen wird, daß die Erwerbsminderung amTag der Arbeitsaufnahme in der 
Werkstatt eintritt.   
 
Das Rechenschema passt aber nicht, deshalb Muss man da sehr genau aufpassen, dass 
nichts schief geht. Um in der Rente nicht benachteiligt zu werden, müssen auch im 
Rentenrecht viele Bestimmungen geändert werden. 
  
Folge 10 - Was ist ein ausgelagerter Arbeitsplatz? 
 
Bei einem sogenannten ausgelagerten Arbeitsplatz arbeiten Werkstattbeschäftigte auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt, bleiben aber weiterhin im arbeitnehmerähnlichen 
Rechtsverhältnis mit der WfbM und bekommen von ihr ein Werkstatt- Entgelt. Manche 
nennen das auch Außenarbeitsplatz. Für einen Außenarbeitsplatz kommen grundsätzlich 
alle Arbeitsfelder in Betracht wie eine Tätigkeit in der Gastronomie, in der 
Elektronikmontage oder in der Landschaftspflege. Oft betreiben die gleichen 
Unternehmen, welche die Werkstatt betreiben auch außerhalb der Werkstatt weitere 
Betriebe, in welche dann „ausgelagerte“ Arbeitsplätze angeboten werden. Das darf 
offiziell nicht durch den gleichen Unternehmer geschehen, deshalb sind solche 
ausgelagerten Arbeitsplätze oft eine eigene GmbH.  Beispiel: Caritas e. V. betreibt eine 
Werkstatt und lagert einige Arbeitsplätze (Bedienungen, Servicekraft, Küchenhilfe) in ein 
Caffe aus, dass von einer Caritas GmbH betrieben wird. Das macht Sinn. 
 
Es gibt dann einen Kooperationsvertrag zwischen Unternehmen und WfbM, der die 
Beschäftigung regelt (zum Beispiel Arbeitszeiten und Urlaubsanspruch). Das 
Unternehmen zahlt der Werkstatt Geld für die Arbeit des Werkstattbeschäftigten. Das 
Unternehmen kann einen Werkstattbeschäftigten mit einer Schwerbehinderung auf einen 
Pflichtarbeitsplatz anrechnen. Die WfbM kümmert sich darum, dass die beschäftigte 
Person auf dem Außenarbeitsplatz im Betrieb eingearbeitet wird sowie gut und sicher 
arbeiten kann. Werkstattbeschäftigte können befristet als auch dauerhaft auf 
Außenarbeitsplätzen tätig sein. Außerdem gibt es die Möglichkeit, dass nicht nur eine 
einzelne Person in einem Betrieb arbeitet, sondern eine Gruppe Werkstattbeschäftigter 
vor Ort ist. In den vergangenen Jahren entstand so eine Vielzahl gemeinnütziger Betriebe 
im Verbund mit Werkstätten. 
 
Folge 11 - Was wird an dem System der Werkstätten für 
behinderte Menschen kritisiert? 
 
Die Werkstattstrukturen bieten ein stark ausgebautes, aber auch ausgrenzendes 
Sondersystem für Menschen mit Behinderungen: 
 
• In Werkstätten arbeiten Menschen mit Behinderungen oft getrennt von nicht 
behinderten Menschen. Die meisten Angestellten und Anleiter in der WfbM sind 
Pädagogen, Erzieher, Pfleger oder Therapeuten, die in der Hierarchie über den 
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Beschäftigten stehen. Zudem sind sie in der Regel nicht behindert. Das bedeutet eine 
klare Unterscheidung zwischen Menschen mit und ohne Behinderungen. 
 
• Menschen mit Behinderungen, die in Werkstätten beschäftigt sind, bekommen nur 
ein sehr geringes Entgelt. Die Vereinten Nationen und viele Menschen mit Behinderungen 
kritisieren Deutschland schon lange dafür, dass das nicht gerecht ist (dazu auch 
Befragungsergebnisse Werkstattbeschäftigter zur Angemessenheit des Entgelts in 
WfbM, BMAS-Forschungsbericht Entgeltsystem). Viele behindertenrechtspolitische 
Aktivisten sowie das Deutsche Institut für Menschenrechte (Monitoringstelle der UN-BRK) 
fordern deshalb den Mindestlohn in Werkstätten. Auch die Beschäftigten selbst fordern 
eine bessere Bezahlung, aber oft eine Entlohnung anders als nach dem 
Mindestlohngesetz, denn das Geld, das die Beschäftigten verdienen, reicht oft nicht aus, 
um selbstständig zu leben. 
 
• Menschen in Werkstätten gelten – obwohl das Gesetz das ausdrücklich zulässt – 
nicht als Arbeitnehmer.  WfbM-Beschäftige sind in einem arbeitnehmerähnlichen 
Rechtsverhältnis. Das bedeutet, sie haben weniger Rechte. Sie haben kein Streikrecht, 
das das Grundgesetz mit dem Arbeitnehmerstatus verknüpft. Gewerkschaften vertreten 
aus diesem Grund keine WfbM-Beschäftigten und können deren faire Bezahlung nicht 
erkämpfen. Ebenfalls gibt es keinen regulären Betriebsrat. In Werkstätten gibt es 
stattdessen den sogenannten Werkstattrat, den die Beschäftigten alle vier Jahre wählen 
und der ihre Interessen gegenüber der Werkstattleitung vertritt (Werkstätten-
Mitwirkungsverordnung WMVO). 
 
• Nur sehr wenige Menschen (etwa 0,35 Prozent der Beschäftigten) können von der 
Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt übergehen ( BMAS-Forschungsbericht 
Entgeltsystem). Dabei ist es der gesetzliche Auftrag der Werkstätten, diesen Übergang zu 
unterstützen. 
 
• Wenn Menschen in Werkstätten sagen, dass sie auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
wechseln wollen, werden sie oft nicht unterstützt. Dabei sollten Werkstätten eigentlich 
helfen, dass Menschen auf den normalen Arbeitsmarkt wechseln können. 
 
• Werkstätten müssen wirtschaftlich arbeiten. Das bedeutet, sie müssen Geld 
verdienen, um das Arbeitsentgelt an die Werkstattbeschäftigten zu zahlen. Aber das 
passt nicht immer zu ihrem Auftrag, Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
bringen. Das kann dazu führen, dass sie einen geringeren Anreiz haben, leistungsstarke 
Beschäftigte auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu vermitteln. 
 
• Nur knapp jede zweite Person in einer WfbM fühlt sich ausreichend auf die Arbeit 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereitet (BMAS-Forschungsbericht Entgeltsystem). 
 
Deshalb gibt es starke Forderungen nach Änderungen und nach Reformen. Dazu mehr in 
der nächsten Folge. 
 
Folge 12 - Wo steht der Reformprozess und welche 
Alternativen gibt es für das bisherige Entgeltsystem? 
 
2023 hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales den Reformprozess begonnen 
und eine umfassende „ Studie zu einem transparenten, nachhaltigen und zukunftsfähigen 
Entgeltsystem für Menschen mit Behinderungen in Werkstätten für behinderte Menschen 
und deren Perspektiven auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt“ 
(https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Forschungsberichte/fb626-
entgeltsystem-wfbm.htmlveröffentlicht. 
 
Die Studie untersucht verschiedene Reformvorschläge wie 
 

https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Forschungsberichte/fb626-entgeltsystem-wfbm.htmlver%C3%B6ffentlicht
https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Forschungsberichte/fb626-entgeltsystem-wfbm.htmlver%C3%B6ffentlicht
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-          die Einführung eines Grund- und Basiseinkommens oder auch 
 
-          am Mindestlohn orientierte Ansätze 
 
-          und erarbeitet abschließend einen Reformvorschlag des Entgeltsystems. Laut der 
BMAS-Entgeltstudie wäre für die weiter bestehenden Werkstätten 
 
-          ein steuersubventioniertes Mindestlohn-Modell sinnvoll. 
 
-          Es würde eine existenzsichernde Entlohnung der Werkstätten-Beschäftigten 
gewährleisten. Ein solches Modell würde für den Staat nicht reine Zusatzkosten 
bedeuten. Denn Grundsicherungsleistungen und Erwerbsminderungsrenten würden 
eingespart. 
 
Mehr ist seitdem nicht passiert. Im Koalitionsvertrag von 2025 steht weiterhin, dass 
das Werkstattentgelt verbessert werden soll. 
 
Auch von den Interessensvertretungen gibt es verschiedene Ansätze, um das 
Entgeltsystem zu reformieren und das segregierende (ausgrenzende) System zu 
durchbrechen. 
 
Einige wollen das System beibehalten und fordern lediglich systemimmanente Reformen, 
also es soll im Prinzip alles so bleiben wie es ist, aber verbessert, dies gilt insbesondere 
für die Entlohnung. 
 
Einige wollen das Werkstattsystem beenden und nur noch spezielle Arbeitsplätze im 
Allgemeinen Arbeitsmarkt haben. 
 
Wieder andere wollen das Werkstattsystem zwar im Grunde erhalten, aber den Status 
der Mitarbeitenden verbessern, insbesondere eine Gleichstellung mit den Arbeitnehmern 
im Allgemeinen Arbeitsmarkt inklusive Mindestlohn herstellen. 
 
Andere sagen, die Behinderung ist ein Schaden, der durch die Gesellschaft, also den 
Staat voll auszugleichen ist, denn kein behinderter Mensch ist selbst schuld an seiner 
Behinderung. Deshalb ist es Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft, die Nachteile 
auszugleichen. 
 
Wir verweisen deshalb auf die Stellungnahmen der Interessenvertretungen: 
 
Sozialheld*innen e.V. 
 
Werkstatträte Deutschland e.V. 
 
Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. 
 
Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen e.V. (BAG WfbM) 
 
SoVD 
 
Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben e.V. / Projekt Budgetkompetenz 
 
Virtuelle Denkwerkstatt und ISL 
 
Deutsches Institut für Menschenrechte 
 
Folge 13 - Warum verstößt das aktuelle Werkstatt-
System gegen Grund- und Menschenrechte? 
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An dieser Stelle müssen wir leider Ausführungen in juristischer Präzision machen, weil es 
bei der Beurteilung auf jedes einzelne Wort ankommt. Wir meinen nicht mehr und nicht 
weniger, als daß die Verweigerung von Mindestlohn gegen internationales Völkerrecht 
und auch gegen Vorschriften des Deutschen Grundgesetzes verstößt. 
 
Das aktuelle Entgeltsystem für Werkstattbeschäftigte ist verfassungs- und 
konventionswidrig (verstößt gegen die Verträge mit der Europäischen Union), weil es 
gegen das Verbot der Diskriminierung ( Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG) und gegen das Recht 
auf diskriminierungsfreie Arbeit (Art. 27 Abs. 1 Satz 2 lit. b) i.V.m. Art. 5 Abs. 1 UN-BRK) 
verstößt.  
 
Es ist nicht vereinbar mit der europäischen Mindestlohnrichtlinie ( EU 2022/2041). 
 
In Werkstätten beschäftigte Menschen werden aufgrund ihrer Behinderung schlechter 
bezahlt als behinderte und nicht-behinderte Arbeitnehmer auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Darin liegt für bestimmte Beschäftigte eine ungerechtfertigte 
Ungleichbehandlung nach Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG. 
 
Bisher gelingt es außerdem nur wenigen Werkstatt-Beschäftigten auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu gelangen oder zurückzukehren. Und das, obwohl WfbM den gesetzlichen 
Auftrag haben, die Werkstättenbeschäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
vorzubereiten. 
 
Dafür wird Deutschland regelmäßig von den Vereinten Nationen (UN) kritisiert. Denn die 
UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet Deutschland zu einem inklusiven 
Arbeitsmarkt. Er soll allen Menschen, unabhängig von Behinderung, Herkunft oder 
anderen Merkmalen, gleichberechtigten Zugang zu Erwerbstätigkeit ermöglichen. 
 
Der UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat das 
konventionswidrige (vertagswidrige) WfbM-System in Deutschland zuletzt in 
seinen Abschließenden Bemerkungen 2023 kritisiert und die schrittweise Abschaffung der 
WfbM in der jetzigen Form sowie die Förderung des Übergangs der 
Werkstattbeschäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt empfohlen. 
 
Politische Initiativen, Demonstrationen, Deklarationen, Petitionen haben bisher nichts 
erreicht. Es war deshalb Klage geboten, diese Klage wurde im Mai 2026 beim 
Arbeitsgericht Münster eingereicht und wird wohl den Weg durch alle Instanzen gehen, 
denn es handelt sich um ein grundsätzliches Problem, um eine beispielhafte Klage 
(Präzendenzklage) 
 
Hier die Klageschrift: 
 
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Werkstaetten/05-2026-
Klageschrift-ArbG-Muenster.pdf 
 
 https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Werkstaetten/05-2026-
Klageschrift-ArbG-Muenster.pdf 
 
Folge 14 - Anmerkungen und Abschluss der Serie 
 
Wir werden den Reformprozess intensiv beobachten und kritisch begleiten. Dieser 
Prozess wird vermutlich bis zu 10 Jahren dauern und die Umsetzung wird weitere Zeit 
erfordern. 
 
Wir danken euch allen für euer Interesse, eure Erfahrungen und euer Wissen. Bitte, 
beteiligt euch weiter kritisch, aber bitte konstruktiv an unseren Informationen, an 

https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Werkstaetten/05-2026-Klageschrift-ArbG-Muenster.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Werkstaetten/05-2026-Klageschrift-ArbG-Muenster.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Werkstaetten/05-2026-Klageschrift-ArbG-Muenster.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Werkstaetten/05-2026-Klageschrift-ArbG-Muenster.pdf
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unseren Diskussionen und an unseren Debatten. Wir alle können unser Wissen und 
unsere Einschätzungen dann besser weiterentwickeln 
 
Bei Erstellung unserer Folgen stützten wir uns 
 
-          auf die mehrfach erwähnte Studie 612 des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales aus dem Jahr 
2023 https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Forschungsberichte/fb626-
entgeltsystem-wfbm.html 
 
-          auf die Ausführungen in der Klageschrift vom Mai 2026 
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-Rechte/Werkstaetten/05-2026-
Klageschrift-ArbG-Muenster.pdf 
 
-          auf die Erläuterungen der Gesellschaft für Freiheitsrechte vom Mai 
2026 https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Gleiche-
Rechte/Werkstaetten/Barrierefreie-Fassung-zur-Werkstaettenklage.pdf 
 
Johann Rudolf Schwarz, Moderator der Folgen, ist heute 75 Jahre alt, war leitender 
Beamter bei einem Sozialhilfeträger, ist Diplom-Vewaltungswirt (FH) und studierte an der 
Verwaltungs- und  Wirtschaftsakademie München ergänzend Verwaltungs- und 
Staatsrecht. Er lehrte sowohl an der Bayerischen Verwaltungsschule (Betriebswirtschaft, 
Volkswirtschaft) als auch an der Bayerischen Verwaltungshochschule (Soziales 
Leistungsrecht, Sozialversicherung. 
 

Quellen und weiterführendes zum Thema: 

BÜCHER 

“Von Behinderung befreit 

Inklusive Alternativen zur Sonderwelt bei Bildung, Arbeit und Wohnen” 

Verlagsinformation zum Buch 

https://shop.kohlhammer.de/von-behinderung-befreit-45064.html#147=19 

2031 - Deutschland, die Welt blickt auf dich! 

Anklage-Protokoll des eklatanten Völkerrechtsbruchs 

Uwe Heineker 

https://buchshop.bod.de/2031-deutschland-die-welt-blickt-auf-dich-uwe-heineker-
9783696321369 

IGEL-Podcast von Sascha Lang 

Wertschätzung von Menschen mit Behinderung in Werkstätten heißt sie als Arbeitnehmer 
ernst zu nehmen 

https://igel-inklusion-ganz-einfach-leben.letscast.fm/episode/wertschaetzung-von-
menschen-mit-behinderung-in-werkstaetten-heisst-sie-als-arbeitnehmer-ernst-zu-
nehmen 
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https://buchshop.bod.de/catalogsearch/result/index/?q=Uwe%20Heineker&bod_pers_id=16606433
https://buchshop.bod.de/2031-deutschland-die-welt-blickt-auf-dich-uwe-heineker-9783696321369
https://buchshop.bod.de/2031-deutschland-die-welt-blickt-auf-dich-uwe-heineker-9783696321369
https://igel-inklusion-ganz-einfach-leben.letscast.fm/episode/wertschaetzung-von-menschen-mit-behinderung-in-werkstaetten-heisst-sie-als-arbeitnehmer-ernst-zu-nehmen
https://igel-inklusion-ganz-einfach-leben.letscast.fm/episode/wertschaetzung-von-menschen-mit-behinderung-in-werkstaetten-heisst-sie-als-arbeitnehmer-ernst-zu-nehmen
https://igel-inklusion-ganz-einfach-leben.letscast.fm/episode/wertschaetzung-von-menschen-mit-behinderung-in-werkstaetten-heisst-sie-als-arbeitnehmer-ernst-zu-nehmen
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PDF-Datei 

Gemeinsame Stellungnahme der Europäischen Akademie Omnia Arcana und uns der 
Gemeinschaft uLPeDi zum Arbeitnehmerstatus, Entlohnung und Rentenansprüche 
von Menschen mit Behinderung in Werkstätten für Menschen mit Behinderung 

Die Stellungnahme befindet sich im folgenden LINK 

 

Gemeinsame Stellungnahme 

 
Behinderte, Stellungnahme neutral-2.pdf (437.96KB) 

Deutschlandfunk Nova 

https://www.deutschlandfunknova.de/beitrag/arbeitslohn-warum-menschen-mit-
behinderung-nur-1-35-euro-pro-stunde-bekommen 

Kabinet 

Werkstatt für behinderte Menschen – Sackgasse mit System 

https://kobinet-nachrichten.org/2025/04/22/werkstatt-fuer-behinderte-menschen-
sackgasse-mit-system/ 

Süddeutsche Zeitung: Sackgasse mit System 

https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/wirtschaft/behindertenwerkstaetten-
arbeitsmarkt-e716811/ 

Kölner Stadt Anzeiger: Ausgebeutet 

https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/warum-ist-die-bezahlung-in-behinderten-
werkstaetten-so-schlecht-813328 

Dokumentarfilm:  

WIR WOLLEN MEHR - Arbeit ohne Barrieren von Mareike Müller 

Link zur Dokumentation: 

https://www.youtube.com/watch?v=k1VLQmHexsc 

BBC NEWS in englischer Sprache 

Kobinet 

https://kobinet-nachrichten.org/2026/07/04/bbc-bericht-wie-deutschland-menschen-mit-
behinderungen-im-stich-laesst/ 

Audio 

https://www.bbc.com/audio/play/p0nsg1h4 

Artikel 

https://www.bbc.com/news/articles/cwy0v1d24elo 

Instagram 

https://www.instagram.com/p/DZ7Yp4tM8i_/ 

https://www.deutschlandfunknova.de/beitrag/arbeitslohn-warum-menschen-mit-behinderung-nur-1-35-euro-pro-stunde-bekommen
https://www.deutschlandfunknova.de/beitrag/arbeitslohn-warum-menschen-mit-behinderung-nur-1-35-euro-pro-stunde-bekommen
https://kobinet-nachrichten.org/2025/04/22/werkstatt-fuer-behinderte-menschen-sackgasse-mit-system/
https://kobinet-nachrichten.org/2025/04/22/werkstatt-fuer-behinderte-menschen-sackgasse-mit-system/
https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/wirtschaft/behindertenwerkstaetten-arbeitsmarkt-e716811/
https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/wirtschaft/behindertenwerkstaetten-arbeitsmarkt-e716811/
https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/warum-ist-die-bezahlung-in-behinderten-werkstaetten-so-schlecht-813328
https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/warum-ist-die-bezahlung-in-behinderten-werkstaetten-so-schlecht-813328
https://www.facebook.com/groups/1444968119137296/user/578114300/?__cft__%5B0%5D=AZYM1EdXTScBN1e4flLwOiVrWrhC3vezg1UHZP4rWMvkrfe0kv8KyNqulmQ9oDdUBs5mZW_VnICWTG6jwNAwuvMQZTyym9OYSJ9_KnPtlOQ3mfilK13kyMr39usi9utqrctRqMItMKn2WXk3VMYcWMMF6VMlPApNs5mZWJAFBnro5flsxmWaqdphE1u1APCH_2nCPT_6kgJe1t-UaOwitPKB&__tn__=-%5DK-R
https://www.youtube.com/watch?v=k1VLQmHexsc
https://kobinet-nachrichten.org/2026/07/04/bbc-bericht-wie-deutschland-menschen-mit-behinderungen-im-stich-laesst/
https://kobinet-nachrichten.org/2026/07/04/bbc-bericht-wie-deutschland-menschen-mit-behinderungen-im-stich-laesst/
https://www.bbc.com/audio/play/p0nsg1h4
https://www.bbc.com/news/articles/cwy0v1d24elo
https://www.instagram.com/p/DZ7Yp4tM8i_/
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Diese PDF Datei wurde erstellt von Hans Rudolf Schwarz, Petra Loose & Dirk Hähnel 
 
Duisburg,     den 27.07.2026 
 
Für die Gemeinschaft uLPeDi               Für die Europäische Akademie Omnia Arcana e. V. 
                                                                                                                                                        
Dirk Hähnel                                        Hans Rudolf Schwarz 
                                                                                                                                                      
Petra Loose                                        Vizepräsident 
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